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Einleitung 

Staatliches Handeln ganz allgemein und Rechtsetzung im besonde­
ren sind von zwei Eigenschaften geprãgt: Einerseits durch die Kom­
plexitãt der zu regelnden Bereiche, was deren Reduktion auf be­
stimmte, durch staatliches Handeln manipulierbare Grõssen erfor­
dert, und andererseits durch den Zeithorizont des Handelns bzw. 
der Erlasse, die Zukunfl; dadurch wird die Frage nach der Bestãn­
digkeit oder "Haltbarkeit" des· Rechts aufgeworfen. Beide Faktoren 
(Komplexitãt un d Zukunftsbezogenheit) sin d verbunden mit Unsi­
cherheiten über die Wirkungen der vorzubereitenden Erlasse. Ver­
schiedene neuere Arbeiten i~ Rahmen der Rechtsetzungslehre be­
fassen sich mit Unsicherheit und den Mõglichkeiten zu ihrer Hand­
habung. Die entsprechenden Bestrebungen finden Unterstützung 
durch Entwicklungen der System-Analyse und der "Policy-Analyse" 
(z.B. Dror 1990 und Dror 1991). 

Kurzes Streiflicht auf die Vergangenheit 

Es gibt sehr frühe Zeugnisse, in denen prãgnant formuliert wurde, 
dass Unwissen und Unsicherheit staatliches Handeln prãgen. So 
sagte Immanuel Kant in einer Vorlesung "Über Pãdagogik", die er 
im Wintersemester 1776/77 hielt: 

"Erst muss man Experimentalschulen einrichten, ehe man Normal­
schulen errichten kann. Man bildet sich zwar insgeheim ein, dass 
Experimente bei der Eniehung nicht notig wiiren und dass man 
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schon aus der Vemunft urteilen konne, ob etwas gut oder nicht gut 
sein werde. 

M an irrte sich hierin aber sehr, und die Erfahrung lehrt, dass sich bei 
unseren Versuchen ganz entgegengesetzte Wirkungen zeigen von 
denen, die man erwartete. 

Man sieht also, dass, da es auf Experimente ankommt, kein Men­
schenalter einen volligen Eniehungsplan darstellen kann 1. " 

Weder in der Pãdagogik noch in der Rechtsetzung hatte allerdings in 
d en rund 180 J ahren, welche auf Kants Áusserung folgten, d er expe­
rimentelle Ansatz eine Chance. In der Pãdagogik dominierte die 
Auseinandersetzung mit der Schule als staatlichem Monopolbetrieb, 
in der Rechtsetzung das Interesse an der Rechtssicherheit. 

Der Rechtsstaat hatte zur Aufgabe, im Kontrast zur Willkür feudaler 
Regierungssysteme, vor den Launen der Regierenden Schutz zu bie­
ten. Namentlich die grossen Kodifikationen des 19. Jahrhunderts (in 
d er Schweiz z.T. noch des 20. J ahrhunderts) waren auf Bestãndigkeit 
angelegt. 

Erst in d en sechziger un d siebziger J ahren dieses J ahrhunderts hat 
sich im Zuge staatlicher Reformbemühungen, seit einiger Zeit auch 
im Hinblick auf die Risikogesellschaft und die damit verbundenen 
Unwãgbarkeiten, eine Vorgehensweise entwickelt, welche den von 
Kant für die Schule entwickelten Vorstellungen nahekommt. Es ist 
deshalb an der Zeit, sich vertieft mit den Fragen auseinanderzuset­
zen, welche die der Rechtssetzung inhãrente Unsicherheit aufwirft, 
und soweit moglich geeignete Strategien zu entwickeln, um mit Un­
sicherheit und den damit verbundenen moglichen Folgen umzuge­
hen. 

1 Jürgen ÜELKERS, Ist Erziehung ein Experiment?, Ne ue Zürcher Zeitung, 12. Mãrz 
1992. 
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Unsicherheit und Unwissenheit 

Dass Rechtsetzung mit Unsicherheit behaftet ist, wird wohl niemand 
bestreiten. Die Unsicherheit beruht darauf, dass die dem Erlass zu­
grundeliegenden gesellschaftlichen Tatbestande und Werte im Laufe 
der Zeit ãndern oder ãndern kõnnen. Grõssere Meinungsverschie­
denheiten bestehen aber im Hinblick auf den Ursprung dieser Unsi­
cherheiten und die Mõglichkeiten zu ihrer Verminderung, z.B. durch 
sorgfãltige Wirkungsprognosen. Den Divergenzen liegen oft unter­
schiedliche Ansichten über die Wirklichkeit zugrunde. Folgende Bil­
der der Wirklichkeit lassen sich beispielhaft hervorheben2: 

l) Der ersten Sicht liegt ein deterministisches Bild d er Wirklich­
keit zugrund. Danach besteht Unsicherheit, weil unser Wissen 
über soziale und wirtschaftliche Prozesse noch ungenügend ist. 
Durch systematische Grundlagenforschung und Wissensbe­
schaffung kõnnen unsere Kenntnisse der Wirklichkeit verbes­
sert werden. Diese wiederum erlauben uns, treffsicherere Pro­
gnosen abzugeben. Da ein Trade-off (Austauschverhãltnis) zwi­
schen den Kosten sowie dem Zeitbedarf für die Beschaffung zu­
verlãssigerer Informationen und den Kosten, welche aus dem 
Zuwarten mit staatlichem Handeln resultieren, besteht, ist in 
jedem konkreten Fali eine Abwãgung zwischen zeitgerech­
tem/unsicherem Handeln einerseits und verspãtetem, aber auf 
sichereren Informationsgrundlagen beruhenden Handeln ande-
rerseits vorzunehmen. · 

2) Das zweite Bild der Wirklicpkeit beruht auf dem Denken in 
stochastischen Prozessen. Unsicherheit besteht demzufolge, 
weil die Wirklichkeit durch Zufãlle bestitnmt wird. Indessen 
werden auch diese Zufallsprozesse durch Gesetzmãssigkeiten 
bestinimt, die sich in Wahrscheinlichkeiten ausdrücken lassen. 
Durch entsprechende Kenntnis vorangegangener Fãlle, allen­
falls durch Modellberechnungen kõnnen wir die Wahrschein­
lichkeit berechnen, dass eine Massnahme X die Folge Y hat. 
Damit lassen sich die Wirkungen staatlicher Massnahmen auf 

2 Der Verfasser hat bei der nachfolgenden Darstellung Nutzen aus einem Seminar 
bei Yehezkel Dror gezogen, vgl. DROR 1988, 1990 und 1991. 
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breiter Ebene und über langere Sicht einigermassen abschatzen. 
Probleme stellen sich indessen vor allem in Fallen, bei welchen 
eine sehr geringe Eintretenswahrscheinlichkeit und gleichzeitig 
ausserst weitreichende (i.d.R. negative) Wirkungen bestehen 
(Beispiele: Unfall in Atomkraftwerk/Bruch, eines grossen Stau­
damms). 

Die Wirklichkeit wird gepragt durch verschiedene. mogliche 
Entwicklungspfade. Inwieweit eine Entwicklung auf dem einen 
oder andern Pfad erfolgt, lasst sich nicht vorherbestimmen. Wir 
konnen einigermassen abschatzen, welche Entwicklungen ein­
treten konnen, ha ben aber ke ine Moglichkeit de r en· Eintretens­
wahrscheinlichkeit zu bestimmen. Dieses Bild der Wirklichkeit 
liegt de r Szenario-Technik zugrunde. 

4) Di e Wirklichkeit ist von irreversiblen Entwicklungen, von 
Sprüngen und Mutationen bestimmt, die sich weder in der Ein­
tretenswahrscheinlichkeit noch in ihren Konsequenzen erfassen, 
geschweige denn für die Zukunft abschatzen lassen. Kleinste 
Ursachen konnen riesige Wirkungen haben (sog. "Butterfly-Ef­
fekt"). Solche Prozesse sind weder nachvollziehbar noch pro­
gnostizierbar; Zeit und Geld für die Informationsbeschaffung zu 
verwenden, ist zwecklos. Diese Sicht der Wirklichkeit wird am 
besten d ur eh di e Katastrophen- o d er Chaos-Theorie abgebildet 
(vgl. z.B. Bak/Chen 1991). 

Es liessen sich durchaus noch andere Bilder finden, welche den An­
spruch erheben, die Wirklichkeit adaquat wiederzugeben. Hier 
kommt es aber auf die Folgen solch unterschiedlicher Bilder für die 
Rechtsetzungsvorbereitung an. Metapher 1 geht davon aus, dass das 
Wiss~n über die Wirkungen eines geplanten Erlasses systematisch 
beschafft werden kann. Metapher 2 geht davon aus, dass sich die 
Eintretenswahrscheinlichkeit eines Ereignisses bestimmen lasst; die 
Erfolgschancen.einer bestimmten staatlichen Massnahme lassen sich 
in etwa abschatzen. Nach Metapher 3 lassen sich Aussagen nach 
moglichen Entwicklungen in der Zukunft machen (vgl. Früherken­
nung, Szenariotechnik), nicht aber deren Eintretenswahrscheinlich­
keit. Nach Metapher 4 ist es unmoglich, die Zúkunft zu erfassen; In­
vestitionen in die Zukunftsabschãtzung führen hochstens zu falschen 
Illusionen. 
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Die Wirklichkeit enthãlt vermutlich Elemente aus allen vier Meta­
phern. Unterschiedliche Bereiche der Wirklichkeit werden wahr­
scheinlich auch durch die eine oder andere Metapher entsprechend 
besser abgebildet. Viele unserer Instrumente, die wir zur "Zukunfts­
bewãltigung" ( ein Begriff, d em die Metaphern l und 2 zugrundelie­
gen) entwickelt ha ben, sin d auf Wirklichkeiten nach Metaphern l 
un d 2, allenfalls 3 (Szenariotechnik) zugeschnitten. Di e Ereignisse 
im ehemaligen "Ostblock'' haben nun aber gezeigt, dass es noch an­
dere Bilder gibt, die der Wirklichkeit auch gerecht werden konnen. 

Rechtsetzung als eine d en gesellschaftlichen Entwicklungen (aus 
gu t en Gründen )3 nachhinkende Tãtigkeit ist primãr geprãgt d ur eh 
die Metaphern l und 2. Sie geht davon aus, dass die heute erarbei­
tete o d er beschlossene N orm im Zeitpunkt ihrer Anwendung nicht 
auf Verhãltnisse trifft, in welchen die Norm keinen Sinn mehr 
macht. Auch Experimentalgesetze und andere vergleichbare Formen 
der Gesetzgebung gehen von einer einigermassen stabilen Wirklich­
keit aus; sonst würde nãmlich der Versuch, durch eine systematische 
Erhebung und Auswertung der Erfahrungen mit einem befristeten 
Erlass bessere Grundlagen für einen spãteren, auf Dauer angelegten 
Entscheid zu beschaffen4, unsinnig sein. Metapher 3 spielt allenfalls 
eine Rolle im Hinblick auf die Entwicklung von Notrecht. Bei Wirk­
lichkeiten, die der Metapher 4 folgen, dürfte das Recht für die 
Steuerung der Wirklichkeit bloss noch symbolische Funktion haben, 
denn bei rasanten gesamtgesellschaftlichen Anderungen wird sich 
Recht kaum mehr auf relevante Tatbestãnde beziehen, sondern 
weitgehend auf sich selbst bezogen bleiben. 

Auch die nachfolgenden Ausführungen sind stark beeinflusst von 
den Metaphern l und 2. Die Metaphern 3 und 4 sollten dabei indes­
sen im Auge behalten werden und uns mahnen, dass wir moglicher­
weise auch mit noch so ausgeklügelten Rechtsetzungsstrategien die 
Zukunft nicht "in den Griff" kriegen werden. 

3 HólAND 1989, l. 
4 vgl. MASTRONARDI 1991, 451, und MADER 1988, 211. 
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Arten von Unsicherheit 

In der Rechtsetzung kann sich Unsicherheit auf verschiedene 
Aspekte beziehen, und entsprechend sind gewisse Vorkehren zu ih­
rer Verminderung mõglich. 

A. Unsicherheit über künftige Entwicklungen der Gesamtgesellschaft 
oder einzelner Teilbereiche (Wirtschaft, Verkehr, Familie u.a.m.). 
Um solche Unsicherheiten zu vermindern, kõnnen allenfalls 
Perspektiven mõglicher künftiger Entwicklungen ausgeleuchtet 
werden. Dabei gelangt das ganze Instrumentarium der Zu­
kunftsforschung, besser der Zukunftsexploration zum Einsatz5 • 

Die Vorausschau ist im wesentlichen eine Aufgabe der jeweili-' 
gen Fachdisziplinen, auf deren Zukunftsperspektiven sich die 
mit der Rechtsetzung betrauten Personen abstützen kõnnen. 

B. Unsicherheit über zu verfolgende Ziele. Es besteht keine Einigkeit 
über die anzustrebenderr Ziele ( = Zielunklarheit) bzw. es ist zu 
ei"Warten, dass im Zeitablauf noch Zielwechsel vorgenommen 
werden ( = Zielunbestãndigkeit). U m solche Unsicherheit zu 
vermindern, sin d Zielfindungsprozesse in di e W ege zu leiten. 
Als Beispiel sollen gesetzgeberische Massnahmen über sog. 
Schneekanonen dienen. Hier stehen die Anliegen des Natur­
schutzes einerseits und der wirtschaftlichen Entwicklung ande­
rerseits gegenüber. Inwieweit sollen z.B. im Interesse des Tou­
rismus Beeintrãchtigungen des Landschaftsbildes hingenommen 
werden? Es geht somit darum, die Entscheidungsinstanzen und 
die beteiligten Kreise über mõgliche gesellschaftliche und ~ech­
nische Entwicklungen zu informieren und sie im Hinblick auf 
die damit angesprochenen Wertvorstellungen zu sensibilisieren 
sowie allfãllige Verhandlungen in Gang zu bringen. Solche Pro­
zesse sind allerdings durch die rechtsetzenden Behõrden nur 
se h r schwer einzuleiten bzw. zu gestalten. 

C. Unsicherheit über die Wirkungen bereits bestehender oder geplanter 
Erlasse. Retrospektive und prospektive Unsicherheit über Wir­
kungsverlãufe betreffen eine für die Rechtsetzung vitale Frage, 

5 Für eine Übersicht vgl. F'REI/RULOFF 1988. 
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nãmlich die Wahl und Ausgestaltung des Handlungsinstruments 
im Hinblick auf die künftige Wirksamkeit der Massnahme. 
Hierbei kónnen Erfahrungen mit bestehenden Instrumenten 
von Nutzen sein. Deren Wirksamkeit ist indessen in der Regel 
sehr schwer zu ermitteln. Es stellt sich nãmlich die Frage, was 
passiert wãre, wenn die zu untersuchende staatliche Massnahme 
nicht erlassen und vollzogen worden wãre (Vergleich "policy 
on"/"policy off1

). Ihre Beantwortung erfordert eine systemati­
sche Wirkungserfassung, wie sie unter dem Stichwort der "Pro­
gram evaluation" (Evaluation staatlicher Massnahmen) entwik­
kelt worden ist. Eine vielleicht zentrale Erfahrung von Evaluati­
onsstudien ist, dass erstens die Schwierigkeiten einer gesicher­
ten Ermittlung von Wirkungen sehr gross sind und dass zwei­
tens die Wirkungen staatlicher Massnahmen in der Regel nicht 
überschãtzt werden dürfen. Trotz dieser Schwierigkeiten wer­
den die zustãndigen Behórden namentlich zur Legitimierung 
der getroffenen Massnahmen wohl kaum darum herum kom­
men, die Wirkungen der getroffenen Massnahmen systemati­
scher ais· bisher zu erfassen. 

Die für Rechtsetzungsbehórden zentrale Frage ist nun, inwie­
weit sich Erfahrungen mit bestehenden Instrumenten auch für 
geplante Erlasse nützen lassen. Zu dieser für die Praxis bedeut­
samen Frage, welche sich bei jeder Massnahmengestaltung 
stellt, sind unter dem Stichwort der Verallgemeinerungsfãhig­
keit ("generalizability11

) von Evaluationen bereits verschiedene 
theoretische Überlegungen angestellt worden. Dabei geht es um 
die Übertragbarkeit von Evaluationsresultaten von einem Ort 
auf einen andern (z.B. Übertragung des Schulversuchs in der 
Gemeinde X auf die Gemeinde Y), von einem Regelungsgegen­
stand auf den anderen (z.B. Kausalabgabe bisher auf Kehricht 
un d ne u auf CO 2 ), von d er Vergangenheit in di e Zukunft ( wir­
ken Bussen in der bisherigen Hóhe auch in Zukunft in gleicher 
oder ãhnlicher Weise) oder in Kombination dieser und weiterer 
Variabeln (Personengruppen, Politikbereiche usw.). 

Es sei daran erinnert, dass die vier unterschiedenen Metaphern 
der Wirklichkeit sehr unterschiedliche Hypothesen über die 
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Verallgemeinerungsfahigkeit von Erfahrungen mit bisherigen 
Instrumenten beinhalten. 

Es gibt bisher keine empirischen Studien, inwieweit die mit der 
Rechtsetzung beauftragten Beh6rden Erfahrungen mit bestehenden 
Instrumenten systematisch einbeziehen und welche Erfahrungen sie 
mit solchem, auf Analogieschlüssen beruhendem Vorgehen machen. 
Eine derartige Untersuchung k6nnte ev. bessere Hinweise über die 
Verallgemeinerungsfahigkeit von Evaluationen geben. Vorderhand 
müssen wir davon ausgehen, dass eine solche systematische Erfah­
rungsauswertung m6glich und sinnvoll ist. 

Rechtsetzung kann durch Kombination der Unsicherheiten A-C 
charakterisiert sein. Beispielsweise kann Unsicherheit über die künf­
tige Entwicklung im Teilbereich X (z.B. Verkehr, Kriminalitat) be­
gleitet sein von Unsicherheit über retrospektive und prospektive 
Wirkungen von Erlassen. In diesem Fali waren Techniken der Zu­
kunftsexploration (vgl. die Ausführungen zu Bst. A) anzuwenden, 
Evaluationen bestehender Massnahmen (vgl. die Ausführungen zu 
Bst. B) durchzuführen sowie beides miteinander zu verbinden, wobei 
der gedanklichen Durchdringung m6glicher Interaktionen zwischen 
gesellschaftlichen Entwicklungen und m6glichen Wirkungsverlaufen 
staatlicher Massnahmen (z.B. durch das Erarbeiten von Szenarien) 
hohes Gewicht zukommt. Hierfür gibt es unter den Stichworten "Im­
plementationsprognosen", "Test von Gesetzesentwürfen" usw. bereits 
gewisse Ansatze, die m.E. aber z.T. zu stark gepragt sind vom Glau­
ben an die Abschatzbarkeit der Zukunft6. 

Im folgenden m6chte ich eine ganz besondere Kombination von Un­
sicherheiten naher betrachten, namlich über Ziele einerseits (B) und 
Wirkungsverlaufe (C) andererseits. Danach skizziere ich Rechtset­
zungsstrategien, die mit Unsicherheit umgehen konnen. 

6 Dies gilt m.E. namentlich für BóHRET/BUGGER 1980, weniger für GESSNER 1989. 
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Rechtsetzungsstrategien bei Unsicherheit über Ziele und Wir­
kungsverlãufe 

Unsicherheit über Ziele und Wirkungsverlaufe konnen in verschie­
dener Kombination vorkommen: 

Wirkungs­
verlaufe 

kiar 
unsicher 

Z i ele 

kiar/ 
bestandig 

I 
III 

unsicher/ 
wechselnd 

n 
IV 

I Zielklarheitj-bestandigkeit und Klarheit über Wirkungsverlaufe. 
Solche Situationen bestehen in stabilen gesellschaftlichen Teil­
bereichen mit einer gewissen Tradition bei der Erfassung der 
Wirkungen (z.B. Regionalpolitik, Strassenverkehrsrecht, Unfall­
verhütung). Für die Rechtsetzung sind sehr gute Voraussetzun­
gen gegeben. In solchen Situationen konnen dauerhafte Mass­
nahmen (z.B. in einem formellen Gesetz) erlassen werden. Die 
Wirkungserfassung kann stark auf administrative Routinen 
(Statistiken, Berichte, Rapporte über Teilfragen) abgestützt 
werden. Es gibt in d er Regel wenig Anlass für N achbesserungen. 

II Klarheit über die Wirkungsverlaufe, aber noch nicht klar fixiert 
Ziele oder Moglichkeit des Zielwechsels. Solche Situationen gibt 
es in Bereichen mit starken Zielantinomien, aber einer gesi­
cherten Wirkungsforschung (z.B. Wirtschaftpolitik, offentliche 
Schulen, grosse Investitionsvorhaben). Unter solchen Bedin­
gungen gilt es, wie vorne unter Buchstabe B beschrieben, mog­
lichst rasch Zielfindungsprozesse in Gang zu setzen, um bessere 
Klarheit über den einzuschlagenden Weg zu gewinnen. Gelingt 
dies nicht, sind Massnahmen zu treffen, welche in Bezug auf die 
unterschiedlichen angesprochenen Ziele einen moglichst gros­
sen gemeinsamen Bereich abdecken und welche gleichzeitig an­
passungsfahig im Hinblick auf Zielanderungen sind. Erforder-
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lich sind entwicklungsfãhige Massnahmen, nicht aber perfekte 
Massnahmen. Als Beispiel für eine solche Kombination von 
Unsicherheiten kann das Gesetz über die berufliche Vorsorge 
angeführt werden. 

Konkret geht es darum, bei landesweit einheitlichen Massnah­
men in solchen Situationen eine bescheidene und flexible Lõ­
sung zu wãhlen. Mit Vorteil wird man den Kantonen einen ge­
wissen Spielraum beim Vollzug gewãhren oder gar das Instru­
ment der Rahmengesetzgebung wãhlen, damit unterschiedliche 
Zielgewichtungen vorgenommen werden kõnnen. Finale Pro­
grammierung, d.h. das Setzen klarer Ziele mit Auftrãgen an die 
Behõrden, im Rahmen des Vollzugs die geeigneten Massnah­
men zu ergreifen, wird nicht mõglich sein, da dieser Rechtset­
zungsmodus auf klare Ziele angewiesen ist. 

Eine weitere Mõglichkeit ist die rechtliche Fixierung des Ziel­
findungsprozesses. Der Erlass legt fest, auf welche Art und 
Weise die Ziele formuliert werden kõnnen7. In der Rechtsso­
ziologie wird diese Form unter den Titeln "Reflexives Recht", 
"Relationelle Programme"8 und "dezentrale Kontextsteuerung" 
beschrieben. 

III Klare Ziele, aber unklare Wirkungsverliiufe. Solche Situationen 
kommen vor allem dann vor, wenn neue Probleme auftauchen, 
welche in hohem Masse gesellschaftliche Werte ansprechen 
(Drogenproblem, Umweltschutz, organisiertes Verbrechen, 
Entwicklungszusammenarbeit u.a.m.), und wenn noch nicht ge­
nügend empirische Erfahrungen mit bestimmten Massnahmen 
bestehen. In solchen Fãllen ist bei der Rechtsetzung ein vorsich­
tiges und tastendes Vorgehen angebracht. Es gilt Massnahmen 
zu treffen, .welche helfen, bessere Klarheit über Wirkungsver­
lãufe zu gewinnen. Im Zeitablauf werden Ánderungen, insbe­
sondere in Form von Nachbesserungen wohl unumgãnglich sein. 

7 Beispiele dafür sind das Forschungsgesetz vom 7. Oktober 1983 (SR 420.1) sowie 
das Hochschulfõrderungsgesetz vom 22. Marz 1992 (SR 414.20). 

8 Vgl. z.B. WILLKE 1991. 
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Hierzu gibt es eine ganze Palette von Mõglichkeiten. Eine da­
von ist die fõderalistische Option. Sie besteht darin, den Kanta­
nen mõglichst grosse Freirãume zu geben, damit auf dem Weg 
über den "fõderalistischen Wettbewerb" neue Massnahmeri er­
griffen, erprobt und gewisse Massnahmen-Wirkung-Beziehun­
gen belegt werden kõnnen·. Dabei werden mit Vorteil Vorkeh­
ren zum Erfahrungsaustausch und zur Wirkungsfeststellung ge­
troffen9. Auch die aktive Fõrderung von õrtlich begrenzten 
Versuchen (z.B. Versuch Tempo 50, Modellversuche Strafvoll­
zug, Heroinabgabe an Drogensüchtige) oder von zeitlich be­
grenzten Regelungen, die von systematischen Erfolgskontrollen 
begleitet sind (Versuchsregelungen, Experimentalg~setze ), sin d 
passende Wege. Geeignet ist ferner die fin~.le Programmierung, 
welche der Verwaltung einen sehr grossen Ermessensspielraum 
im Hinblick auf bestimmte Ziele einrãumt. Auch dann wird eine 
Nachbesserung des Erlassen ab und zu wohl unumgãnglich sein . 

. IV Zielunklarheitj-unbestiindigkeit und ungesicherte Wirkungsver­
liiufe. Die Kombination beider Unsicherheiten kann bei neuar­
tigen Problemlagen in politisch sehr stark "besetzten" Bereichen 
vorkommen (z.B. Bodenpolitik). Eine solche Situation ist für 
die Rechtsetzung ãusserst ungemütlich. Von rechtlichen Rege­
lungen unter solchen Umstãnden kann eigentlicp nur abgeraten 
werden. Vielmehr sollte die Zeit intensiv für Zielfindungspro­
zess~ (vgl. vorne Bst. B) sowie für "policy research & develop­
ment" genutzt werden 10. Mit letzterem meine ich das systemati­
sche Erfassen bisheriger Massnahmen (z.B. in andern Kantonen 
oder Staaten) durch systematische Rechts- und Wirkungsver­
gleichung, das Explorieren von modifizierten oder gar neuen 
Ma~snahmen und das Einbringen solcher Lõsungsvorschlãge in 
die õffentliche Diskussion. 

Bei sehr hohem politischem Handlungsdruck kann es der Re­
gierung auch unter den eiWãhnten, für die Rechtsetzung sehr 
ungünstigen Voraussetzungen vielleicht nicht gelingen, auf 

9 Z.B. durch Anforderungen an die Aufbereitung von Daten oder durch Finanzie­
rung von Begleitforschung durch den Bund. 

10 Der Ausdruck stammt von DROR, vgl. Fussnote 2. 
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Massnahmen vóllig zu verzichten. In einem solchen Fali wird es 
sinnvoll sein, sich mit "symbolischer Politik"11 zu behelfen bzw. 
Massnahmen zu ergreifen, von denen anzunehmen ist, dass sie 
nur geringen "Schaden" (Nebenwirkungen) verursachen12. 

Anzumerken ist, dass die Situationen n und III und die j e zu ergrei­
fenden Strategien auseinanderzuhalten sind. Situation III (Unsi­
cherheit über Wirkungsverlaufe) beinhaltet zwar ein beobachtendes 
und tastendes Vorgehen des Staates; erforderlich sind aber nicht dif­
fuse, sondern vielmehr klare, ja allenfalls kantige Massnahmen 
(wenn auch zeitlich, órtlich oder auf Personengruppen beschrankt), 

·da sich damit bessere Kenntnisse über Wirkungsverlaufe gewinnen 
lassen. · 

Im Gegensatz dazu erfordert Situation n (Zielunklarheit bzw. -un­
bestandigkeit) eher konturenlose Massnahmen (grósster gemeinsa­
mer Nenner). Es ist in der Vergangenheit aber oft vorgekommen, 
dass in solchen Situationen Versuche durchgeführt wurden (insbe­
sondere Schulversuche ). Di e bestehende Zielunklarheit/ -unbestan­
digkeit verhinderte aber die Auswertung der damit gemachten Er­
fahrungen im Sinne eines Wettbewerbs um die wirkungsmassig ge­
eignetste Lósung. Versuche wurden vielmehr zur Dauereinrichtung 
und führten zu einer Erweiterung des Angebots. Sie machen in Si­
tuation II aus der Optik einer Differenzierung_ d.es Angebots im 
Hinblick auf unterschiedliche politische und g.esellschaftliche Grup­
pen mit je spezifischen Wertvorstellungen Sinn, sind aber kiar von 
den Versuchen und Modellen, die bei Zielklarheit, aber, Unsicher­
heiten über Wirkungsverlaufe durchgeführt werden (Situation III), 
zu unterscheiden. 

11 Das sind Mas~nahmen, welche im wesentlichen aus ihrer Ankündigung bestehen, 
aber darüber hinaus keine oder nur wenig Wirkungen zeitigen. EDELMAN (1964) 
hat sich als erster systematisch mit symbolischer Politik befasst. 

12 Wenn hier Gründe für symbolische Politik angeführt werden, ist einschrãnkend 
festzuhalten, dass di ese .n ur wirkt, wenn si e sehr selten angewendet wird. 
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Schlussbemerkung 

Von Erich Kãstner stammt der Ausspruch: "Leben ist immer lebens­
gefãhrlich". Das Leben wird steril, wenn wir versuchen, das Gefãhrli­
che daraus vollstãndig zu verbannen. In Analogie kõnnen wir sagen: 
Rechtsetzung ist immer mit Unsicherheiten verbunden. Der Ver­
such, Unsicherheiten vollstãndig aus der Rechtsetzung auszuschlies­
sen, wird vermutlich mit dem Preis der Sterilitãt des Rechts im Hin­
blick auf gesellschaftliche Wirkungen erkauft. Wir kõnnen aber !er­
nen, reflektierter mit Unsicherheit umzugehen. Dies war die Absicht 
dieser Ausführungen, die sich unter die Bestrebungen nach einer 
Rechtsetzungslehre einordnen lassen, dabei aber insbesondere aus 
den etwas breiter orientierten angelsãchsischen Überlegungen zum 
"polky-making" profitiert haben. 
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